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Drucksache VI/425 


Sachgebiet M 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. mittelfristige Finanzplanung (Ausbau und Neu- 
bau von Hochschulen) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, in der mittelfristigen 
Finanzplanung die vorgesehenen Mittel für den Ausbau und 
Neubau von Hochschulen unverzüglich mit dem Ziel zu über- 
prüfen, in den Jahren 1971, 1972 und 1973 eine jährliche Steige- 
rung der Mittel von mehr als 100 Millionen DM vorzusehen 
und dem Deutschen Bundestag über das Ergebnis vor der zwei- 
ten Lesung des Bundeshaushalts 1970 zu berichten. 


Bonn, den 24. Februar 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Budidruckerel P. Meier, 5201 St. Augustin-Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Begründung 


Die Fraktionen des Deutschen Bundestages und die Bundesre- 
gierung haben übereinstimmend den beschleunigten Ausbau 
und Neubau von Hochschulen sowie die Überwindung des 
numerus clausus zu einem der wichtigsten Ziele der neuen 
Legislaturperiode erklärt. Im Gegensatz dazu sieht die mittel- 
fristige Finanzplanung der Bundesregierung für diese Aufgabe 
1971 erstmals seit dem Jahre 1960 eine Verringerung der zur 
Verfügung stehenden Mittel von 851 Millionen DM auf 
841 Millionen DM vor. In den folgenden Jahren sollen sich 
die Ansätze dann nur geringfügig erhöhen (bis 1973 auf 961 Mil- 
lionen DM). 

Diese neue Planung steht in einem krassen Gegensatz zu den 
erwähnten Ankündigungen, den sachlichen Erfordernissen und 
der Entwicklung der Jahre 1965 bis 1969. 

1965 wurden in dem Einzelplan des Bundesministers für wis- 
senschaftliche Forschung 280 Millionen DM für den Ausbau und 
Neubau von Hochschulen ausgegeben, 1966 waren es 430 Mil- 
lionen DM, 1967 530 Millionen DM und 1968 650 Millionen DM. 
Für 1969 waren im Regierungsentwurf 750 Millionen DM ver- 
anschlagt. Da die Länder 1969 nicht alle Mittel fristgerecht ab- 
riefen, hat der Deutsche Bundestag bei den Etatberatungen hier- 
von rund 30 Millionen DM auf andere Haushaltstitel für lau- 
fende Kosten der Hochschulen übertragen. 

Während so in der vergangenen Wahlperiode jährlich im 
Durchschnitt die Ansätze um mehr als 100 Millionen DM anstie- 
gen, will sie die Bundesregierung nunmehr 1971 herabsetzen 
und in den folgenden Jahren kaum noch steigern. Diese neue 
Finanzplanung ist geeignet, erhebliche Bestürzung und Unruhe 
hervorzurufen und die eingeleiteten langfristigen Bauplanun- 
gen bei den Hochschulen und den Ländern stark zu beeinträch- 
tigen. Deshalb ist ihre sofortige Änderung erforderlich. 
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